
Ansichten 

Das neue Handelsabkommen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 
Am 24. Dezember 2020 haben 
die Europäische Union (EU) 
und das Vereinigte Königreich 
ein Handels- und Kooperati-
onsabkommen (Trade and 
Cooperation Agreement; TCA) 
abgeschlossen. Damit ist es 
zumindest gelungen, einen 
sogenannten «no deal», also 
einen vertragslosen Zustand 
zwischen den Parteien, ab dem 
ersten Januar 2021 zu verhin-
dern. Damit ist aber auch die 
Voraussetzung geschaffen, um 
Bereiche zu regeln, welche 
zwischen Liechtenstein und 
dem Vereinigten Königreich 
bisher durch das EWR-Abkom-
men abgedeckt waren. 
 
Was steht in dem Abkommen 
und welche sind die wesentli-
chen Änderungen? 
Zunächst einmal ist festzustel-
len, dass es sich bei dem neuen 
TCA weitgehend um ein klassi-
sches Freihandelsabkommen 
handelt. Das bedeutet zum 
einen, dass der Schwerpunkt 
des Abkommens auf dem 
Warenhandel liegt. Das heisst, 
dass die Briten ihre Waren im 
Wesentlichen zollfrei und ohne 
Begrenzungen (Quoten) in die 
EU exportieren können. Zum 

anderen besteht keine gemein-
same Rechtsordnung mehr, wie 
dies im EU-Binnenmarkt bzw. 
im EWR der Fall ist. Damit 
entfällt die gemeinsame Über-
wachung und die Gerichtsbar-
keit des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH). Umgekehrt 
wird die Kontrolle von Produk-
te- und Lebensmittelstandards 
an der Grenze wieder einge-
führt, da die Voraussetzungen 
für deren grundsätzliche Aner-
kennung nicht mehr bestehen. 
Würde eine Partei die derzeit 
geltenden Standards spürbar 
unterschreiten, so kann die 
andere Partei Ausgleichsmass-
nahmen ergreifen, z. B. Zölle 
verhängen.  

Zwar umfasst das TCA auch ein 
paar Bereiche, welche in einem 
klassischen Freihandelsabkom-
men üblicherweise nicht ent-
halten sind. Dazu gehören 
beispielsweise Fragen der 
juristischen Kooperation in 
Strafsachen, die Beteiligung an 
Unionsprogrammen, die 
Zusammenarbeit beim Ge-
sundheitsschutz oder bei der 
Cybersicherheit. Wenn man 
dies allerdings vor dem Hinter-
grund der ehemaligen Mit-

gliedschaft des Vereinigten 
Königreichs in der EU an-
schaut, so sind diese ergänzen-
den Teile minimal. Viel wichti-
ger erscheint festzustellen, was 
in dem Abkommen nicht 
drinsteht: So fehlt der freie 
Personenverkehr vollständig 
und Dienstleistungen sind 
weitgehend nicht erfasst. 
Beides ist für ein Land, dessen 
Wirtschaft überwiegend auf 
Dienstleistungen beruht und 
welches dort starke Export-
überschüsse generiert, ein 
wesentliches Defizit. Briten 
werden inskünftig für Jobs in 
der EU und im EWR wie US-
Amerikaner oder Inder behan-
delt. Zur Einreise benötigen sie 
neu einen Pass. Dies gilt übri-
gens auch umgekehrt für 
Liechtensteiner, die ins Verei-
nigte Königreich reisen. Der 
Finanzdienstleistungsbereich 
verliert seine privilegierte 
Stellung und ist darauf ange-
wiesen, dass die EU dem 
Vereinigten Königreich Gleich-
wertigkeit attestiert, die sie 
aber jederzeit widerrufen kann. 

Schliesslich muss man auch 
folgendes in Rechnung stellen: 
Das neue Handelsabkommen 

ist nur auf Grossbritannien, 
also England, Schottland und 
Wales voll anwendbar. Für 
Nordirland gelten andere 
Regeln, da es teilweise weiter-
hin Binnenmarktregeln anwen-
den wird und der EuGH dort 
auch weiter zuständig bleibt. 
Zudem gibt es jetzt eine Zoll-
grenze innerhalb des Vereinig-
ten Königreichs. Des Weiteren 
ist das Handelsabkommen z. B. 
nicht auf Gibraltar anwendbar, 
obwohl es mit dem Vereinigten 
Königreich aus der EU ausge-
treten ist. Gibraltar wird 
Schengen beitreten, die EU 
und Spanien übernehmen die 
Kontrolle der Grenze. 
 
… und für Liechtenstein? 
Der Warenhandel zwischen 
Liechtenstein und dem Verei-
nigten Königreich ist zum 
1. Januar 2021 in ein trilaterales 
Verhältnis überführt worden, 
da Liechtenstein in die ent-
sprechenden Abkommen 
zwischen dem Vereinigten 
Königreich und der Schweiz 
mit einbezogen wurde. Aller-
dings reicht dies nicht mehr an 
die vielfältige Beziehung 
heran, wie sie im EWR gegol-
ten hatte. Ganz besonders wird 

sich dies im gegenseitigen 
Verhältnis bei den Finanz-
dienstleistungen zeigen: 
Britische Banken, Versicherun-
gen usw. verlieren ihren gleich-
berechtigten Zugang zum 
EWR. Liechtensteinische 
Finanzdienstleister können 
sich ihrer Dienstleistungen 
nicht mehr unter denselben 
Regeln und mit denselben 
Freiheiten bedienen. Die 
Briten verlieren, ausser sol-
chen, die ihn schon hatten, 
zunächst auch den freien 
Zugang zum liechtensteini-
schen Arbeitsmarkt. Und der 
britische Datenschutz wird erst 
wieder als gleichwertig angese-
hen werden können, wenn die 
EU eine entsprechende Aner-
kennung erteilt. Dies führt z. B. 
zu Einschränkungen beim 
Austausch von Daten zur 
Verbrechensbekämpfung. 
 
Ist der Brexit damit erledigt? 
Mit dem Abschluss des TCA ist 
die viereinhalbjährige Brexit-
Saga wohl nicht zu Ende. Es ist 
damit zu rechnen, dass das 
Vereinigte Königreich versu-
chen wird, gewisse Bereiche 
nachzuverhandeln. Dann 
dürfte auch ein weiteres schot-

tisches Unabhängigkeitsrefe-
rendum anstehen. Zusammen 
mit der bereits erfolgten teil-
weisen Entkopplung Nordir-
lands vom Vereinigten König-
reich ist auch dessen Auflösung 
ein Stück weit wahrscheinli-
cher geworden.  

*Georges Baur ist Doktor der 
Rechtswissenschaften und hat 
die Rechtsanwaltsprüfung in Zü-
rich abgelegt. Er ist stellvertreten-
der Missionschef bei der Mission 
des Fürstentums Liechtenstein 
bei der EU und stellvertretender 
Botschafter beim Königreich Bel-
gien in Brüssel sowie Beigeord-
neter Generalsekretär der EFTA. 
Seit 2018 ist er Forschungsbeauf-
tragter im Fachbereich Recht am 
Liechtenstein-Institut. 
 
Unter «Ansichten» veröffentli-
chen wir ausgewählte Beiträge 
von Gastkommentatoren.

Georges Baur*

Standpunkt 

Kindsmissbrauch: Forderung nach Erhöhung der Strafmasse 
Die vielfach unter anderem in 
den sozialen Medien geforder-
ten härteren Strafen für den 
sexuellen Missbrauch von 
Kindern sowie dem Besitz von 
kinderpornografischem Mate-
rial ist meines Erachtens völlig 
gerechtfertigt. Kindern und 
Jugendlichen soll der höchste 
Schutz durch die Gesetze und 
Strafgerichte zukommen. Sie 
haben oft lebenslang an den 
Folgen von solchen schweren 
Delikten zu leiden, während 
sich die Täter oftmals schon 
nach relativ kurzer Strafverbüs-
sung wieder auf freiem Fusse 
befinden. Die Opfer-Täter-
Symmetrie wirkt vielfach sehr 
stossend. Man hat vielfach den 
Eindruck, dass die Täter für die 
Schwere ihres angerichteten 
physischen und psychischen 
Schadens bzw. Leids nicht 
einer gerechten Strafe zuge-
führt werden. Anscheinend 
werden in der Spruchpraxis bei 
der Strafbemessung solcher 
schweren deliktischen Tat-
handlungen immer noch zu 

viele Rücksichten und Sensibi-
litäten für die Täter aufge-
bracht und zu wenig Empathie 
in die schwerwiegende Situati-
on des Opfers einer solchen 
sexuellen Tathandlung entge-
gengebracht. 

Ein höheres gesetzliches 
Strafmass bei Sexualdelikten, 
die Kinder und Jugendliche 
betreffen, welchen eine ad-
äquate Sühne als auch Präven-
tionswirkung zukommen, 
sollte daher vom Gesetzgeber 
dringlich beraten und erlassen 
werden. Mir war es deshalb 
stets im Landtag ein grosses 
Anliegen, dass die Strafmasse 
in diesen Bereichen entspre-
chend angepasst werden 
sollten. So war dies mit Kleinen 
Anfragen oder bei der Totalre-
vision des Strafgesetzbuches, 
als mein Antrag zur Erhöhung 
des Strafmasses beim Paragra-
fen 208 zum sexuellen Miss-
brauch von Minderjährigen im 
Gesetz aufgenommen wurde. 
Dies deckt jedoch nicht alle 

Bereiche des Sexualstrafrechts 
bei Kindern und Jugendlichen 
mit höheren Strafmassen ab. 
Bei einer allfälligen Wieder-
wahl werde ich mich deshalb 
auch in Zukunft für weitere 
Erhöhungen in diesem Bereich 
einsetzen.  

Beispielsweise zeigt ein Fall aus 
dem Jahre 2019 auf, wonach 
der Besitzer von extrem vielem 
kinderpornografischen Mate-
rials lediglich zu einer beding-
ten Busse von CHF 1800 und 
einer bedingten Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten verurteilt 

wurde. Wäre der Delinquent 
betrunken Auto gefahren, so 
wäre seine Busse höher ausge-
fallen als der abscheuliche 
Besitz von kinderpornografi-
schem Materials. So lehnt sich 
hier das liechtensteinische 
Strassenverkehrsgesetz an 
dasjenige der Schweiz an, 
während das Strafgesetzbuch 
von Österreich rezipiert wurde. 
Auch werden Bussen im Gegen-
satz zu Freiheitsstrafen immer 
unbedingt ausgesprochen. 
Ebenfalls stösst der kürzlich in 
den Medien publizierte Fall auf 
Unverständnis, wonach der 
Täter für den sexuellen Miss-
brauch an mehreren Mädchen 
lediglich eine Freiheitsstrafe 
von zweieinhalb Jahren erhielt. 
Die bis dato vorhandene Unbe-
scholtenheit des Täters wurde 
dabei noch als strafmildernd 
berücksichtigt. Für die Verun-
treuung von Vermögenswerten 
wurde in der Vergangenheit 
vielfach eine mehrjährige 
unbedingte Haftstrafe ver-
hängt. Es stellt sich berechtig-

terweise die Frage, ob im 
Strafrecht Vermögensdelikte 
mit Blick auf das Strafmass 
höher gewichtet werden als der 
strafrechtliche Schutz vor 
Delikten gegen die sexuelle 
Integrität von Kindern und 
Jugendlichen. 

Für mich ist die Antwort klar. Es 
muss etwas passieren, damit 
die Täter viel härter bestraft 
und die Opfer verstärkt ge-
schützt werden. Anpassungen 
müssen im Strafgesetzbuch 
gemacht werden, indem bspw. 
der Allgemeine Teil bei den 
Paragrafen 32 bis 42 StGB zur 
Strafbemessung revidiert wird 
oder die Mindeststrafen erhöht 
werden.  
 
Manfred Kaufmann 
VU-Landtagsabgeordneter 

Hinweis 
In der Rubrik «Standpunkt» äus-
sern sich Mitglieder des Präsidi-
ums und der Landtagsfraktion 
der Vaterländischen Union (VU).
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